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Editorial

Streit ist in der demokratischen Entscheidungspraxis unvermeidbar, ja 
 wünschenswert. Nicht nur ringen eine Vielzahl von Akteurinnen und 
Akteuren um die Inhalte demokratischer Politik, bevor diese über par-
lamentarische Mehrheitsentscheidungen verbindlich umgesetzt werden. 
Auch die Formen und Strukturen, in denen demokratische Beteiligung 
stattfindet, stehen nicht ein für alle Mal fest, sondern sind Gegenstand 
demokratiepolitischer Kontroversen: Wer ist wahlberechtigt und gehört 
damit zum demos? Wessen Interessen finden in der Öffentlichkeit Gehör, 
und wer wird auf welche Weise im Parlament repräsentiert? Welcher 
 Formen  politischer Beteiligung bedarf es über den Zugang zu Wahlen 
hinaus? 

Die deutsche Gesellschaft hat sich hinsichtlich ihrer Zusammensetzung, 
aber auch ihrer Präferenzen und Einstellungen in den vergangenen Jahr-
zehnten deutlich gewandelt. Gruppen, die bislang wenig Gehör fanden, 
fordern mehr politische und gesellschaftliche Teilhabe ein.  Fortbestehende 
Ungleichheiten – etwa auf Grundlage geschlechtlicher oder ethnischer Zu -
schreibungen – haben ihre Legitimität eingebüßt und werden zum Gegen-
stand intensiver Kritik. Welche Auswirkungen hat dies auf demokratische 
Entscheidungsprozesse? Und was bedeutet es für die in der Demokratie als 
universell erachteten Werte der Freiheit und Gleichheit aller Bürgerinnen 
und Bürger?

Auch die institutionellen Grundlagen der Demokratie verändern sich: 
Die ehemals dominierenden Volksparteien haben an Größe und Stim-
menpotenzial eingebüßt, das Parteiensystem hat sich pluralisiert, die Par-
teizugehörigkeit und -bindung haben generell abgenommen. Zugleich ist 
das Niveau der Politisierung in der Gesellschaft keineswegs rückläufig. Im 
Gegenteil: Fragen der sozialen Gerechtigkeit und Teilhabe, der Bekämp-
fung der Klimakrise, des Umgangs mit der Corona-Pandemie sowie mit 
dem Krieg in Europa haben zu intensiven und mit breiter Beteiligung 
geführten politischen Debatten angeregt.

Allerdings haben diese Diskussionen auch eine Tendenz zur Polarisie-
rung offenbart, deren Zuträglichkeit für eine demokratische Debattenkul-
tur vielfach angezweifelt wird. Besonders sichtbar wird dies in den sozialen 
Medien, deren zunehmende Verbreitung zu einem neuen Strukturwan-
del der politischen Öffentlichkeit geführt hat. Das demokratische Poten-
zial einer Absenkung der Teilnahmebarrieren wird hier allzu oft durch 
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hate speech, Desinformation und eine durch Algorithmen gesteuerte Pola-
risierungslogik konterkariert, die vor allem kommerziellen Interessen folgt 
und nicht den Prinzipien eines vernunftbasierten Austauschs.

Was bedeuten all diese Veränderungsprozesse für den Zustand und die 
Entwicklung der Demokratie? Unter den Stichworten der »Repräsenta-
tion«, der »Identität« und der »Beteiligung« thematisieren die in dem Band 
versammelten Beiträge diese Fragestellung aus unterschiedlichen Perspek-
tiven und mit eigenen Schwerpunktsetzungen. Die Autorinnen und Auto-
ren zeigen, dass Demokratie nichts Fertiges oder Abgeschlossenes ist, son-
dern die Art und Weise, in der die Bürgerinnen und Bürger – ihrem 
Anspruch nach gleichberechtigt und selbstbestimmt – ihre ungewisse Zu -
kunft gemeinsam gestalten.

Einige der in dieser Edition versammelten Texte stammen aus bereits pub-
lizierten APuZ-Ausgaben und wurden zum Teil aktualisiert, andere Bei-
träge werden hier zum ersten Mal veröffentlicht.

Christoph Rasemann & Sascha Kneip
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Karsten Schubert

Eine Sache der Eliten? 
Identitätspolitik zwischen demokratischer 
 Repräsentation und elite capture 

Ein Grundprinzip der Demokratie ist die Gleichheit der Bürger_innen. 
Das Prinzip der Gleichheit ist zentral für demokratische Repräsentation. Es 
bedeutet, dass die Stimmen der Bürger_innen gleich viel zählen und dass 
ihre Interessen durch Repräsentant_innen möglichst gut abgebildet und 
vertreten werden. Es gilt sowohl für formale Repräsentation in den poli-
tischen Institutionen, insbesondere bei Wahlen, als auch für sogenannte 
informelle Repräsentationsverhältnisse in der Öffentlichkeit, Kultur und 
Wissenschaft. Doch die real existierende Demokratie ist vom Ideal der 
Gleichheit weit entfernt. Sie ist asymmetrisch und exkludierend. Die Stim-
men privilegierter Menschen sind überrepräsentiert, während die Stimmen 
von diskriminierten Menschen unterrepräsentiert oder sogar ganz ausge-
schlossen sind.

Identitätspolitik als unendliche Aufgabe der Demokratie

Identitätspolitik ist eine Antwort auf diesen Ausschluss. Sie ist nötig, um 
die Demokratie weiter zu demokratisieren – also die durch historisches 
Unrecht verzerrten Repräsentationsverhältnisse zu reparieren. »Identitäts-
politik« bezeichnet im Sinne der Entstehungsgeschichte des Begriffs wie 
auch der aktuellen Debatten die politische Praxis marginalisierter Grup-
pen, sich gegen ihre Benachteiligung durch Strukturen, Kulturen und 
Normen der Mehrheitsgesellschaft zu wehren und dabei eine kollektive 
Identität und einen kollektiven Standpunkt zu entwickeln. Ich stütze die 
Interpretation von Identitätspolitik als einer Demokratisierung der Demo-
kratie auf die radikale Demokratietheorie,1 insbesondere auf die Arbeiten 
von Claude Lefort, Ernesto Laclau, Chantal Mouffe und Jacques Ranci-
ère.2 Diese Theoretiker_innen entwickelten ein Verständnis der bestehen-
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den politischen Ordnung als einer notwendigerweise partikularistischen 
und exkludierenden. Demokratie hingegen sei der fortwährende Kampf 
für die demokratischen Grundwerte der Gleichheit und Freiheit und ziele 
daher darauf ab, die real existierenden demokratischen Institutionen zu 
verändern und inklusiver zu gestalten.3 Doch dabei können die univer-
sellen Ansprüche von Gleichheit und Freiheit nur durch ihre wiederholte 
Aktualisierung in partikularen Auseinandersetzungen konkretisiert wer-
den. Dies liegt daran, dass die Ausschlüsse auch ein Problem der politi-
schen Epistemologie sind, das heißt, sie hängen mit den Möglichkeiten 
und Blockaden von (politisch relevantem) Wissen zusammen. Für die Per-
spektive der Mehrheitsgesellschaft ist es schwer, strukturelle Diskriminie-
rungen zu verstehen und angemessen zu thematisieren, insbesondere weil 
sich diese Mehrheitsperspektive oft so versteht, als würde sie eine univer-
selle Auffassung formulieren, bei der die soziale Position gar keine Rolle 
spiele. Leichter fällt diese Thematisierung vom partikularen Standpunkt 
der von Diskriminierungen Betroffenen. Das disruptive Durchbrechen 
etablierter Verständnisse des Universellen durch partikulare Identitätspo-
litik ist deshalb zentral für die weitere Demokratisierung der Demokratie. 
Die demokratisierende Funktion der Identitätspolitik liegt also nicht nur 
darin, vergangenes Unrecht zu korrigieren und verzerrte Repräsentations-
verhältnisse zu reparieren. Vielmehr kann Identitätspolitik insofern als das 
Zentrum der Demokratie verstanden werden, als auch korrigierte Reprä-
sentationsverhältnisse stets neue Ausschlüsse produzieren, die es zu thema-
tisieren gilt. Partikulare Identitätspolitik ist somit die unendliche Aufgabe 
der Demokratie. Sie ist nötig zur kontinuierlichen Korrektur von falschen 
Universalismen und den dadurch verursachten Schließungen. 

Das Problem des elite capture

Doch Identitätspolitik ist nicht nur ein Mittel zur Korrektur  verzerrter 
Repräsentation. Sie bringt auch selbst eine Reihe von Problemen der 
Repräsentation mit sich: Wer darf für eine Gruppe sprechen? Wie lässt 
sich legitime von illegitimer Repräsentation unterscheiden? Und auf wen 
sollte gehört werden, wenn verschiedene Akteure für sich in Anspruch 
nehmen, eine Gruppe zu repräsentieren? Ein Problem ist dabei besonders 
zentral: »elite capture«, also die »Einnahme« von Identitätspolitik bezie-
hungsweise die Aneignung ihrer Anliegen durch Eliten. Sind die selbst-
ernannten Repräsentant_innen der Identitätspolitik nicht meist aus einer 
gebildeten und selbst privilegierten Schicht, die mit komplizierten The-
orien an den eigentlich diskriminierten Menschen vorbeireden? Verfol-
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gen sie nicht eigene politische Ziele, die sie meist an Universitäten gelernt 
haben – wie beispielsweise politisch korrekte Sensibilität gegenüber Aus-
drucksweisen – und die gar nichts mit den Interessen der Leute »auf der 
Straße« zu tun haben? Machen Sie nicht selbst Karriere, indem sie sich als 
woke Fürsprecher von Minderheiten ausgeben?

Das Problem des elite capture ist auch deshalb so wichtig, weil es einer-
seits real ist – es wird von Theoretiker_innen der Identitätspolitik disku-
tiert4 und ist Teil der kontinuierlichen selbstkritischen Debatten, die ein 
Wesenskern von (guter) Identitätspolitik sind.5 Andererseits ist es aber auch 
ein Teil des argumentativen Waffenarsenals, das in den aktuell heiß gelau-
fenen Debatten von konservativer Seite gegen Identitätspolitik vorgebracht 
wird. Identitätspolitik wird hier insgesamt als eine Gefahr für die Demo-
kratie dargestellt, weil sie durch ihren Partikularismus die demokratische 
Einheit spalte. Hier wird davon ausgegangen, dass es einen universalisti-
schen Bezugspunkt der Politik gäbe, der die real existierende demokrati-
sche Praxis schon maßgeblich bestimme, weshalb diese nicht fundamen-
tal von Ausschlussverhältnissen strukturiert sei.6 Das ist also genau das 
Gegenteil der radikaldemokratischen Diagnose, dass Demokratisierung 
nur über je partikulare Überwindungen von Ausschlüssen zu erreichen 
ist. Das Argument, dass Identitätspolitik nur ein abgehobenes Elitenprojekt 
sei, ist aus dieser identitätspolitikkritischen Sicht der Todesstoß: Identitäts-
politik zersetze nicht nur die Demokratie, indem sie Minderheiten zu viel 
Macht gebe, sondern sie repräsentiere noch nicht mal die Interessen dieser 
Minderheiten.7 Um die Interpretation von Identitätspolitik als notwendig 
für die Demokratisierung der Demokratie zu verteidigen, ist es also wich-
tig, Antworten auf das reale, zugleich aber auch strategisch in Anschlag 
gebrachte Problem des elite capture zu formulieren. Dazu entwickle ich im 
Folgenden Vorschläge, indem ich neuere Repräsentationstheorien im Hin-
blick auf identitätspolitische Repräsentation diskutiere.

Representational turn

Der Begriff der Repräsentation war in der politischen Theorie lange mit 
der Vorstellung eines Defizits verbunden: Repräsentation wurde tenden-
ziell als ein Gegensatz zur Demokratie gesehen, eher als ein notwendiges 
Übel moderner Politik denn als notwendiges Element von Demokratie. 
Dies lässt sich auf die Präferenz für direkte Demokratie in der normati-
ven Demokratietheorie zurückführen, die die Forschung lange geprägt 
hat8 und in der bewegungsnahen Theoriebildung teilweise bis heute noch 
anhält.9 Und auch die deliberative Demokratietheorie hat der Repräsenta-
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tion einen untergeordneten Stellenwert zugesprochen und stattdessen die 
Öffentlichkeit als eine Sphäre des möglichst rationalen Austauschs von 
Argumenten ins Zentrum gestellt.10 Dies hat sich mit dem » representational 
turn« seit den 2000er Jahren gewandelt. Repräsentation wurde konzeptu-
ell und normativ ins Zentrum der Demokratie gerückt: ohne Repräsenta-
tion keine Demokratie. 

Das Kernargument des representational turn ist, dass der Wille des Vol-
kes, das in der Demokratie (demos = Volk, kratie = Herrschaft) herrschen 
soll, erst durch Repräsentation hergestellt wird. Das liegt eigentlich auf 
der Hand: Der Volkswille ist ja nicht einfach da, sondern muss ausgehan-
delt, dargestellt, beschrieben, eingegrenzt, auf einen Begriff gebracht wer-
den. Das geschieht durch Repräsentation.11 Iris Marion Young hat die Vor-
stellung einer ursprünglichen Einheit des Volkes und seines Willens als 
»Metaphysik der Präsenz« kritisiert.12 Sie weist darauf hin, dass die kon-
stituierende Macht in sich differenziert ist und erst durch Repräsentati-
onsprozesse, in denen diese Differenzen ausgehandelt werden, zum Volk 
wird und einen Willen entwickelt. Ohne Repräsentation gibt es also kei-
nen demokratischen Souverän. Während der representational turn die grund-
sätzliche Bedeutung von Repräsentation für demokratische Aushandlungs-
prozesse erläutert, rückt der »constructivist turn« das in der Debatte um 
Repräsentation bereits angelegte konstruktivistische Element in den Mit-
telpunkt: Die unterschiedlichen Identitäten und Interessen von Grup-
pen der konstituierenden Macht sind nicht vorhanden, bevor sie reprä-
sentiert werden, sondern werden erst durch Repräsentation konstruiert.13 
Die Beziehung zwischen Repräsentierten und Repräsentant_innen ist also 
keine spiegelbildliche Korrespondenz, sondern ein dynamischer gegensei-
tiger Konstitutionsprozess.14 

Eine zentrale Diagnose der konstruktivistischen Repräsentationstheo-
rie ist, dass ein klassischer, formal-institutioneller Repräsentationsbegriff, 
der auf Repräsentation im Rahmen eines durch Wahlen erteilten Man-
dates fokussiert, für die Gegenwart nicht mehr ausreichend ist. Vielmehr 
ist informelle Repräsentation jenseits der Mandatsrepräsentation in Parla-
menten immer wichtiger geworden. Dies liegt unter anderem an der durch 
Globalisierungsprozesse komplexer und indirekter gewordenen politischen 
Steuerung, in der politische Macht weniger in nationalen Parlamenten 
zentriert ist, sondern dezentral in Form mannigfaltiger Abhängigkeiten 
zwischen internationaler Politik, ökonomischen Prozessen, rechtlichen 
Rahmenbedingungen, der öffentlichen Debatte und wissenschaftlichen 
Erkenntnissen existiert.15 Entscheidungen werden heute stärker als zuvor 
durch Expert_innen, internationale Organisationen und zivilgesellschaft-
liche Akteure beeinf lusst – und solche Einf lüsse lassen sich als informelle 
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Akte der Repräsentation verstehen. Informelle Repräsentation ist weniger 
von einem bestimmten Ort abhängig als formelle16 und sie nimmt etwa 
durch die Repräsentation unterschiedlicher Positionen in Diskursen ent-
scheidenden Einf luss auf längerfristige politische Entwicklungen.17 

Nun könnte dieser Rückgang parlamentarischer Macht als Krisendi-
agnose zum Zerfall der Demokratie verstanden werden. Hier setzt die 
neue Repräsentationstheorie ein und verkompliziert das Bild, indem sie 
unseren normativen Begriff von Demokratie korrigiert, der durch eine 
Beschränkung auf Wahlen und formelle Repräsentation wichtige Aspekte 
moderner Politik nicht berücksichtigt. Nadia Urbinati weist darauf hin, 
dass Demokratie nicht nur eine Sache des Willens und der Entscheidung 
ist, sondern auch des Urteilens. Repräsentation setzt Diskurse und Debat-
ten in Gang – sie ist quasi das »Schmiermittel« der öffentlichen Delibe-
ration, durch die Bürger_innen demokratische Kontrolle ausüben: Ideen 
werden auf Grundlage ihrer Repräsentation diskutiert, der (immer vor-
läufige) politische Wille wird so gebildet, und Regierungen sind tempo-
rär mit seiner Umsetzung in Entscheidungen vertraut. Effektive öffentliche 
Debatte und Kontrolle sind in diesem Modell also unverzichtbares Kom-
plement von Wahlen und parlamentarischer Entscheidungsfindung. Der 
deliberativen Demokratietheorie wirft Urbinati hingegen vor, die Bedeu-
tung von institutionalisierten Entscheidungen zu vernachlässigen und so 
ein unvollständiges Bild von repräsentativer Demokratie zu zeichnen.18

Repräsentation als claim making

Aber wie trägt Repräsentation zur Konstitution von Gruppen und zur 
öffentlichen Deliberation bei? Michael Saward erläutert, dass Repräsenta-
tion als »claim making« verstanden werden sollte, also als das Vorbringen 
von Repräsentationsansprüchen.19 Das geschieht auch jenseits von Wah-
len und Institutionen; im Mittelpunkt steht vielmehr die Performativi-
tät.20 Repräsentationsansprüche sind Identitätsangebote, die angenommen, 
diskutiert, kritisiert und abgelehnt werden können und so zur Konstitu-
tion von Identität und Interessen beitragen. Repräsentation entsteht, wenn 
ein_e Repräsentant_in claims über sich selbst, ihre constituency (die zu reprä-
sentierende Gruppe) und die Verbindung zwischen beiden macht und diese 
claims dann vom Publikum angenommen werden. Genauer: »A maker of 
representations (M) puts forward a subject (S) which stands for an object 
(O) which is related to a referent (R) and is offered to an audience (A).«21 
Diese differenzierte Definition ermöglicht es, unterschiedliche Arten 
von Repräsentation zu analysieren. Es handelt sich zum Beispiel auch um 
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Repräsentation, wenn »woke« Aktivist_innen (maker) konservativen (even-
tuell alten, eventuell männlichen) politischen Gegnern (referent) vorwerfen, 
wie ein »alter Weißer Mann« (subject) zu argumentieren und damit das Pat-
riarchat (object) zu verkörpern; ein claim, der bei »woken« Publika (audience) 
wohl mehr Akzeptanz finden wird als bei konservativen. In diesen Dif-
ferenzierungen wird der konstitutive Aspekt der Repräsentation deutlich: 
Sie referiert nicht einfach auf eine gegebene constituency (hier der konserva-
tive politische Gegner), sondern konstruiert sie, indem sie eine Idee darü-
ber vorschlägt, wie diese constituency ist (Patriarchat).22 Gleiches gilt natür-
lich für einfachere, positive Fälle: Angela Merkel stellte sich als Kanzlerin 
(maker und subject) dar, die für das Wohl der Deutschen agiert (object), um 
die Deutschen (referent) zu repräsentieren, damit sie von Wähler_innen 
gewählt und international respektiert wird (audience). »Die Deutschen« gibt 
es nur durch solcherlei Repräsentationsansprüche, die Angebote zu ihrer 
Charakterisierung unterbreiten. Im Hinblick auf die Diskussion der Rolle 
von Eliten ist es wichtig, den radikaldemokratischen Gehalt der konstruk-
tivistischen Repräsentationstheorie hervorzuheben: Repräsentant_in kann 
grundsätzlich jede_r sein, denn alle Personen können Repräsentationsan-
sprüche erheben; und die Posi tionen der Repräsentant_innen und consti-
tuencies sind deshalb nicht festgelegt, sondern kontestabel und reversibel.

Unbeschadet dieser grundsätzlichen radikaldemokratischen Möglichkeit 
der Revision von Repräsentation, zeigt der konstruktivistische Repräsenta-
tionsbegriff auch die Gefahr des elite capture auf: Wenn die Gruppen identität 
und Interessen der constituencies aktiv von Repräsentant_innen hervorge-
bracht werden, können Eliten – verstanden als privilegierte Repräsentan-
 t_innen mit großen monetären, sozialen oder kulturellen  Ressourcen, die 
von historischen Ungerechtigkeiten profitieren – diese Gruppenidentität 
nach ihren eigenen Interessen formen. Das Problem ist nicht nur ein empi-
risches, sondern ein grundsätzliches: Lassen sich »wahre Interessen« der con-
stituencies überhaupt von solchen unterscheiden, die ihnen durch Manipu-
lation von Repräsentant_innen aufgedrängt werden? Lisa Disch gibt drei 
aufeinander aufbauende Antworten auf dieses Problem.23 Zunächst die 
empirische und realistische Analyse, dass politische Repräsentation immer 
auch Anteile von strategischem Machthandeln hat, das als manipulativ 
bezeichnet werden könnte. Das allein ist aber nicht schon problematisch, 
weil die im strategischen politischen Wettkampf erhobenen Repräsentati-
onsansprüche notwendig dafür sind, dass Bürger_innen überhaupt stabile 
und kohärente Präferenzen ausbilden können.24 Dies geht zweitens damit 
einher, die Unterscheidung zwischen  Manipulation und wahren  Interessen 
beziehungsweise herrschaftsfreier Kommunikation, die üblicher weise als 
»bedrock norm«25 dafür angesehen werden, dass Repräsentation demo-
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kratisch ist, zu kritisieren. Legitimität über gegebene Präferenzen (klas-
sische Repräsentationstheorie) oder kommunikatives Handeln (delibera-
tive Demokratietheorie) zu bestimmen, ist sozialtheoretisch problematisch, 
weil diese Kriterien nicht erfüllbar sind.26 Einf lussnahme und strategi-
sches Handeln, das zur Ausbildung von Identitäten und Interessen führt, 
sind in der Politik allgegenwärtig, ohne dass dies als Manipulation skan-
dalisiert werden sollte. Drittens erläutert Disch mit der »mobilizing con-
ception« eine angemessenere Normativität der Repräsentation: Ref lexivi-
tät, verstanden als das Mobilisieren von Einwänden der Repräsentierten. 
Ref lexive Repräsentation ist produktiv und für den demokratischen Pro-
zess unverzichtbar, weil sie politische Konf likte klärt und so bearbeitbar 
macht. Zentral ist, ob es effektive Mechanismen gibt, mit denen Einwände 
von unterschiedlichsten Seiten nicht nur vorgetragen werden, sondern 
sich auch Gehör verschaffen können.27 Das Augenmerk liegt hier also auf 
den Prozessen der Auseinandersetzung, Kritik und Ref lexion, die durch 
Repräsentationsangebote – einschließlich des strategischen Handelns von 
Eliten – in Gang gesetzt werden. Und elite capture ist nur dann ein Pro blem 
der Repräsentation, wenn es solche Ref lexi vität nicht gibt – beispielsweise 
im Falle des Repräsentationsanspruchs  Wladimir Putins gegenüber dem 
russischen Volk. 

Für Identitätspolitiken bedeutet die neue Repräsentationstheorie zu -
nächst: Ohne Repräsentation kann es gar keine Identitätspolitik geben. 
Wie überall in der Politik ist auch hier Repräsentation konstitutiv. Und 
das heißt natürlich auch, dass in der Identitätspolitik elite capture auftreten 
kann. Die Repräsentationstheorie hilft aber, das Problem des elite capture in 
der Identitätspolitik zu differenzieren, durch eine Verallgemeinerung und 
eine Präzisierung: Elite capture ist kein spezifisches Problem der Identitäts-
politik, sondern ein allgemeines Problem aller Repräsentation – das ist ein 
wichtiges Argument gegen die konservativen Kritiker_innen, die elite cap-
ture nur bezüglich Identitätspolitik kritisieren. Und es ist, sowohl im All-
gemeinen als auch im speziellen Fall der Identitätspolitik, nur ein poten-
zielles Problem, das dann auftritt, wenn Repräsentation nicht ref lexiv ist. 
Was das für identitätspolitische Repräsentation genau bedeutet, wie sie also 
demokratisch und nicht manipulativ gestaltet werden kann, diskutiere ich 
im nächsten Abschnitt.

Legitime Repräsentation und demokratische Identitätspolitik

In der Identitätspolitik spielen selbsternannte Repräsentant_innen eine 
besondere Rolle.28 Identitätspolitiken sind verhältnismäßig wenig partei-
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politisch institutionalisiert, und identitätspolitische Repräsentation findet 
deshalb zu einem erheblichen Maß jenseits der Legitimation durch Wahlen 
statt. Solche informelle identitätspolitische Repräsentation ist nicht weni-
ger wichtig für die Demokratisierung der Demokratie als parlamentari-
sche Repräsentation. Im Gegenteil, sie ist sogar die Grundlage und der 
Anfangspunkt für jede Institutionalisierung inklusiver Politik. Allerdings 
bringen die bei selbsternannten Repräsentant_innen eingeschränkten for-
malen Kontroll- und Legitimationsmechanismen spezifische Gefahren des 
Scheiterns und des Missbrauchs mit sich, wie sie als Problem des elite cap-
ture bereits diskutiert wurden.

Laura Montanaro zeigt, dass die entscheidende Frage zur Beurteilung 
dieser Gefahr ist, ob selbsternannte Repräsentant_innen von ihrer consti-
tuency autorisiert werden und ihr gegenüber Rechenschaft ablegen.29 Dies 
kann durch Organisationen oder diskursiv geschehen: die Mitgliedschaft 
in Organisationen, Spenden und interne Wahlen einerseits, Zustimmung 
zu und Verbreitung von öffentlichen Statements, insbesondere über Social 
Media, andererseits.30 Wichtig ist, dass es sich um serielle, also offene und 
kontinuierliche Prozesse handelt, durch die Ref lexion, Aushandlung und 
damit Identitätsbildung stattfinden können.31 Natürlich kann dabei die 
Autorisierung auch entzogen werden, beispielsweise durch Austritte aus 
Organisationen oder öffentliche Kritik. Die teilweise heftigen Dyna-
miken bei identitätspolitikinterner Kritik und beim »Canceln« von dis-
kursbestimmenden Personen bei (vermeintlichen) Fehltritten lässt sich 
als Bestandteil solcher Repräsentationsprozesse nachvollziehen, für die es 
notwendig ist, dass selbsternannte Repräsentant_innen zur Rechenschaft 
gezogen werden. Die Existenz solcher effektiven Kontrollmechanismen 
ist ein Hinweis auf funktionierende identitätspolitische Repräsentations-
mechanismen – und kann deshalb als Beleg für die Legitimität der nicht-
kritisierten Repräsentant_innen gewertet werden. Die zentrale Frage zur 
Bewertung von identitätspolitischer Repräsentation ist, inwieweit die con-
stituency ermächtigt wird und einen eigenen Standpunkt entwickelt, indem 
sie Repräsentant_innen autorisiert und zur Rechenschaft zieht. Legitim 
sind nach Disch solche Repräsentationsansprüche, die von der constituency 
angenommen werden.32 Die dafür notwendige kritische Ref lexion der 
Repräsentationsangebote wird durch gelungene  – plurale und empow-
ernde – Prozesse der Repräsentation ermöglicht. Wichtig ist dabei, dass 
auch tatsächlich diejenigen ermächtigt werden, Einf luss auszuüben, von 
denen die selbsternannten Repräsentant_innen behaupten, sie zu vertre-
ten. Legitim ist selbsternannte Repräsentation also, wenn die Stimmen 
derjenigen, um die es dabei geht, gestärkt werden.33 Dieses Empower -
ment durch legitime Repräsentation bedeutet auch, dass die dadurch eta-
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blierten Machtverhältnisse und Identitätskonzeptionen es ermöglichen, 
dass Repräsentierte selbst als Repräsentant_innen aktiv werden können. 
Während also die Differenz zwischen Repräsentanten und Repräsentier-
ten unaufhebbar ist, misst sich die Legitimität von Repräsentation auch 
daran, wie reversibel diese Positionen sind.

Selbsternannte Repräsentation kann also auch scheitern. Montanaro 
unterscheidet drei Fälle eines solchen Scheiterns, wobei der erste, die ver-
zerrte Repräsentation, besonders relevant für das Problem des elite cap-
ture in der Identitätspolitik ist. Verzerrt ist Repräsentation dann, wenn 
sie asymmetrisch privilegierte Subgruppen – mit anderen Worten: Eli-
ten – befördert. Das Besondere an solch verzerrter Repräsentation ist, dass 
das Publikum (in diesem Fall die Mehrheitsgesellschaft) sie oft als legitim 
wahrnimmt. So baut eine privilegierte Subgruppe ihre Stellung auf Kos-
ten von anderen Subgruppen aus, die dadurch für die Mehrheitsgesellschaft 
unsichtbar gemacht werden. Dies geht meist mit einer einseitig essenziali-
sierenden und ausschließenden Konstruktion der infrage stehenden Iden-
tität einher. Es geht beim Problem der verzerrten Repräsentation also um 
die Frage, wer eigentlich zur jeweiligen Identität zählt. Bei verzerrter 
Repräsentation wird sie einseitig, unter Ausblendung von Intersektionali-
tät, beantwortet. Montanaro führt als Beispiel hierfür an, wie in der Frau-
enbewegung lange Zeit Rassismus und Klassenposition als zweitrangige 
Probleme behandelt wurden, was feministische Repräsentation zum Vor-
teil von Weißen bürgerlichen Frauen verzerrt hat. Deren spezifische so -
ziale Position wurde so zur allgemeinen Identität des Frauseins gemacht.34 
Und die Repräsentation der schwulen Identitätspolitik lässt sich als ver-
zerrt in Richtung einer bürgerlichen Homonormativität beschreiben, bei 
der es vor allem um den Einsatz für die Ehe für alle geht, wodurch queere 
Lebensstile abgewertet werden.35 Solche verzerrte Repräsentation lässt sich 
unter anderem mit einer asymmetrischen Macht- und Ressourcenvertei-
lung innerhalb einer identitätspolitischen constituency erklären. Die Kri-
tik dieser Verteilung und damit die Neuaushandlung, wie die Identität 
überhaupt verstanden werden sollte, gehören gewissermaßen zur DNA der 
Identitätspolitik.36 Sie ist die immerwährende Kritik verzerrter Repräsen-
tation, sowohl in Bezug auf die formalen politischen Institutionen als auch 
in Bezug auf gesellschaftliche Machtverhältnisse innerhalb und außerhalb 
identitätspolitischer Projekte. Mit anderen Worten: Legitime identitäts-
politische Repräsentation ist intersektional. Genau darum geht es in dem 
Text, der heute als Gründungsdokument der Identitätspolitik gilt: Das 
Combahee River Collective begründet den Fokus auf die eigene Repres-
sion als Schwarze Frauen, den es als Identitätspolitik definiert, mit verzerr-
ter Repräsentation.37 Sowohl in der Schwarzen Bürgerrechtsbewegung als 
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auch im Weißen Feminismus waren sie zwar mitgenannt, aber nicht mit-
gemeint – sie waren nicht repräsentiert.

Während diese verzerrte Repräsentation zwar ein Problem von Macht-
asymmetrien und Privilegien ist, was man mit dem Begriff des elite capture 
bezeichnen kann, sollte dieses Problem unterschieden werden von der Kri-
tik an identitätspolitischer Repräsentation durch herausgehobene Reprä-
sentant_innen. Die Diskussionen um verzerrte Repräsentation sind Teil 
der langfristigen diskursiven Entwicklung von identitätpolitischen Projek-
ten und der Machtkämpfe, die innerhalb dieser Projekte von unterschied-
lichen Subgruppen ausgetragen werden. Diese Subgruppen werden wie-
derum selbst durch Repräsentant_innen konstituiert und moderiert. Kurz, 
verzerrte Repräsentation ist nicht ein Problem des Einf lusses identitäts-
politischer »Eliten«, verstanden als herausgehobene Repräsentant_innen 
jeweiliger (Sub-)Gruppen und Diskurse. »Eliten« in diesem Sinne gibt es 
nicht nur auf allen Seiten identitätspolitischer Auseinandersetzungen – es 
gibt »Eliten« des Schwarzen Feminismus genauso wie »Eliten« des Weiß-
bürgerlichen Feminismus, es gibt queere »Eliten« genauso wie schwule 
»Eliten«. Solche »Eliten«, also herausgehobene, diskursstiftende Repräsen-
tant_innen, sind darüber hinaus notwendig zur weiteren Entwicklung der 
jeweiligen kritischen Positionen.

Das Problem des elite capture in der Identitätspolitik wird so also ver-
schoben: Es ist nicht zentral, wie »elitär« identitätspolitische Repräsen-
tant_innen sind und ob sie auch eigene Interessen verfolgen. Beides wird 
man den meisten identitätspolitischen Repräsentant_innen in der einen 
oder anderen Form nachweisen können. Vielmehr ist das zentrale Krite-
rium für elite capture, ob privilegierte Subgruppen die identitätspolitische 
Repräsentation verzerren und dabei interne Diskriminierungsverhältnisse 
stärken und so intersektionale Gleichheit verhindern. Der normative Maß-
stab, an dem identitätspolitische »Eliten« gemessen werden sollten, ist des-
halb, ob sie durch ihre Repräsentationsangebote zum Empowerment ihrer 
constituency beitragen, Machtasymmetrien und verzerrte Repräsentation 
zu kritisieren, und so die Entwicklung eines gemeinsamen identitätspo-
litischen Standpunktes unterstützen. Identitätspolitik kann demokratisch 
genannt werden, wenn sie beim Ringen um bessere Repräsentation in den 
Institutionen der Mehrheitsgesellschaft wirksam gegen eigene Repräsenta-
tionsverzerrungen vorgeht.
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Repräsentation – Identität – Beteiligung

Demokratie ist nichts Fertiges oder Abgeschlossenes – sie ist die Art und 
Weise, in der freie und gleiche Bürgerinnen und Bürger ihre ungewisse Zukunft 
gemeinsam gestalten. Demokratie muss daher offen bleiben für Impulse aus 
und Veränderungsprozesse in der Gesellschaft. Die deutsche Gesellschaft 
hat sich in den vergangenen Jahrzehnten hinsichtlich ihrer Zusammensetzung 
sowie ihrer Präferenzen und Einstellungen deutlich gewandelt. Auch die insti-
tutionellen Grundlagen der Demokratie sind in Veränderung begriffen: Das 
Parteiensystem hat sich pluralisiert, Parteizugehörigkeiten und -bindungen 
haben kontinuierlich abgenommen, jedoch ohne dass dies mit einem rück-
läufigen politischen Interesse einhergegangen ist. Strittige Fragen, etwa in 
Bezug auf den Umgang mit sozialer Ungleichheit und Diskriminierung, die 
Bekämpfung des Klimawandels, die Reaktion auf die Corona-Pandemie oder 
den Krieg in Europa, lösen regelmäßig engagierte Parteinahmen, hitzige 
Debatten und politischen Protest aus. Was bedeuten all diese Veränderungs-
prozesse für den Zustand und die Zukunft unserer Demokratie? Die Beiträge 
gehen dieser Frage aus unterschiedlichen Perspektiven und mit eigenen 
Schwerpunktsetzungen nach. Im Zentrum steht die Frage, wie Repräsentation 
und politische Beteiligung in einer sich verändernden pluralen, digitalen und 
demokratischen Gesellschaft gelingen können.
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